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Beklagte und Revisionsbéklagteo

Der 7° Senat dee Bundessozialgerichts hat ohne münd—
_liche Verhandlung am 39° März 4974 durch den Vor—

sitzenden Richter qu
_

B r o c k e , die Richter

H e n n4i @» ' und' Dro “G a g e 1 'sowie
die ehrenamtlichen.Richter Drü E r i t„z @ m e y e r

unä L e n z für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom

40 November 49?4 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte ver—
pflichtet ist, die Schulung der Klägerin in der Lehr-

anstalt für pharmazeutisch—technieche Assistenten (FTA)

in der Zeit vem ■e Oktober 4969 bis 50° September 4974

zu fördern„

Die 4954 geborene K ägerin erlernte nach Abschluß ihrer
mittleren Reife an der Städtischen Realschule in Duis—

burg vom ■e September 1967 bis zum 54° August 1969 den

anerkannten Anlernberuf einer Apothekenhelferina Im An—

echlu■ an ihre Abschlußprüfung im Juni 4969, die sie mit

gut bestanden hat, übte sie die erlernte Tätigkeit im

September 4969 ganztags und von Oktober 1969 bis Januar

19?0 halbtags aus„ Vom 4„ Oktober 4969 bis 300 September

1974 besuchte sie mit Erfolg die FTA-Lehranstalt in

Duisburg„ Nach der dort geltenden Erüfungsordnung wird

für die Ausbildung zum FTA zugelassen, wer eine abge—

schlossene Realschulbildung oder eine ändere gleichwer»

tige Ausbildung nachweist„ Der PTA—Lehrgang dauerti zwei

Jahre und schließt mit einer theoretischen Prüfung aba

Daran anschließend folgt noch eine halbjährige praktische

Ausbildung mit einer entsprechenden Abschlußprüfungn

Den Antrag der Klägerin vom 25„ Januar ■9?es ihre Teil»
nehme an dem vorgenannten‘ETA—Lehrgang als Fortbildungs»

neßnehme zu fördern‚ insbesbndere"Unterheltsgeld_zu

gewähren, lehnte die Beklagte im Bescheid vom 440 April»

_
bestätigt durch l-fiderspruehshescheidvom23„ Juni 4970?
abo In den Bescheiden wird ausgeführt: Die von der Kläge—

rin begehrte Bildungsmaßnahme sei eine übliche Berufe—

euebiläung; sie könne nur ausnahmsweise dann als Eart—

...3...
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bildung angesehen und gefördert werden, wenn neben der abge—
schlossenen Berufsausbildung noch eine mindestens einjährige

Berufspraxis vorliege°

Mit Urteil vom 24° September 4970 hat das Sozialgericht (SG)

Duisburg die Beklagte unter Aufhebungder angefochtenen Be—
scheide verurteilt? der Klägerin "die Beihilfe zur beruf—
lichen Fortbildung als pharmazeutisch»technische Assistentin

im Rahmen der gesetzlichen Vbrschriften zu gewähren"„

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) mit Urteil von 4° November 1971 die Entscheidung des

SG aufgehoben und die Klage abgewiesen° Das LSG hielt»deni

Anspruch der Klägerin auf Förderung des FTA—Lehrgangs als

Fortbildungsmaßnahme deshalb nicht für gegeben‚ weil es
sich hierbei nicht um eine Maßnahme ioS° des 5 44 Arbeits-

förderungsgesetz (AFG) handele° Zu diesem Lehrgang würden

Teilnehmer ohne jede berufliche Ausbildung und Erfahrung

zugelassen° Es fehle somit an der nach % 41 Äbs° ? AFG

erforderlichenZügangsvoraussetzung einer abgeschlossenen
Berufsau3bildung oder einer angemessenen Berufserfahrung°
Auch nach 5 ? Abs° 1 Nr° 4 der Anordnung des Verwaltungsrats

der Bundesanstalt für Arbeit über die individuelle Förderung

der beruflichen Fortbildung und Umschulung vom 48= Dezember

1969 (AFuU 4969) sei eine dieser Bedingungen eine notwendige

Voraussetzung für die Erfüllung des Merkmale einer Forte

bildungsvéranstaltung° Der PTAwLehrgang baue jedoch nur
auf mittlerer Reife oder entsprechendem Allgemeinwissen

anfo Er knüpfe sonäch nicht an das nach 5 44 AEG erforder—

liche Berufswissen an;

Das LSG führt_in den Entscheidungsgründen weiter aus? daß

es nicht zu entscheiden gehabt habe9 ob der streitbefangene

_
Besuch der FTA—Lehranstalt etwa als U■schulungsma■nahme ge—

fördert werden könnte° Abgesehen daten9 daß die rechts—
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kundig vertretene Klägerin ihr Prozeßhegehfen ausdrück—

lich auf eine Fortbildungsförderung beschränkt habe;

fehle es bezüglich einer Umschulungsföräerung noch an
den erforderlichen Verwaltungsentecheidungen° Insoweit

käme gemäß @5 Ahea 2 Satz 2 AFuU eine Ermessenseus-
übung der Beklagten in Betracht„_die vom Gericht nicht

ersetzt werden könnteo

Gegen das am 23„ Dezember 4974 zugestellte Urteil hat

die Klägerin am 40„ Januar 4972 die zugelassene äevisicn
eingelegt und am 14° Jenuar-i9?2 und am 270 Januar 49?2

begrünäeto '

Die Klägerin fügt die Verletzung sachlichen Rechts und
führt hierzu insbesondere aus: Es sei zwar zuzugeben„ äaß

die Abgrenzung zwischen Ausbildung nach dem Ausbildungs—

föräerungsgesetz {AFÖG} und Berufsausbildungsheihilfe

(BAB) nach dem AFG nicht einfach sei° Die Gewährung ven

BAB sei aber den Leistungen des AFÖG vorrangig°

Im übrigen habe das LSG den Sachverhalt nicht ausrei-
chend aufgeklärtn Die Beklagte fördere nämlich den Be—

such eines Drittels aller Schülerinnen der FTA—Anstalt
als Fortbildungemaßnahme und setze äies auch entgegen

dem Urteil des LSG weiter fort° Alle diese Schülerinnen

hätten die gleiche Ausbildung wie die Klägerin„ Dies

hätte das LSG aufklären müssen„ hier setze die unter—
schiedliche rechtliche Beurteilung äes Schulhesuche

zwischen LSG? Beklagter und Klägerin eino Wenn das

LSG annehme, es handele sich überhaupt nicht um Fort—

‘bildung, weil die Voraussetzungen des @ 44 AEG fehlten?

so unterliege es einem rechtlichen Denki‘ehlero Es ver—

menge nämlich die Zugengevoraussetzungen-der ETA-An—

stalt mit den gesetzlichen Ycrschriften über die Fort—

bildunga 7amit habe es den Sinn das @ %? AFG verkennto

! \}
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Es sei nämlich völlig ausgeschlossen, die Zugangsvoraus—

setzungen eines Instituts als gesetzliche Voraussetzungen des
5 44 AFG zu behandelno Eür Apothekéhhelferinnen, die vor
4969 nicht die MögliChkeit gehabt hätten9 sich sofort nach

demSchulbe$uch zur PTAausbilden zu lassen, sei die FTA—
Lehranstalt eine echte förderungswürdige Fortbildungsmaß—

nahmei„s° des AFG„Hier sei auch 5 2 Abs„ 5 im 4969 anwend—
bar°

Anders als das LSGvertrete die Beklagte somit die richtige
Auffassung, daß es sich um eine förderungswürdige Fort-

bildungsmeßnahme handele; Sie » die Beklagte — habe somit

auch zutreffend die Zahlung an die anderen ehemaligen

Apothekenhelferinnen nicht eingestellt° Nicht gedeckt

sei jedoch die Auffassung der Beklagten3 daß eine Fort-
bildung nur dann vorliege, wenn die Lehrgangsteilnehmerin

vor dem Schulbesuch eine Berufspraxis von einem Jahr er—
worben habe° Diese Bedingung habe die Beklagte willkürlich

aufgestellt? es fehle insoweit jede gesetzliche Grundlageo

Wenn die Beklagte bei Apothekenhelferinnen den Besuch der
FTA—Lehranstalt grundsätzlich als Fortbildungsmsßnahme

fördern will? so müsse sie das bei allen tun? die vor Er»

richtung dieser Anstalt den Helferinnenberuf ergriffen

hätten° Eine unterschiedliche Behandlung sei nicht gerecht—

fertigt°

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
‘

SG Duisburg vom 24° September_497o zurückzuweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin als unbegründet

zurückzuweisen°
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Sie hält das angefochtene Urteil ;tfürrichtig° Sie bringt

dazu insbesondere vor: Dem FTA—Lehrgang fehle es an den nach
@ #1 AFG erforderlichen Zugangsvorau'ssetzungen° Im übrigen

erfolge die Förderung der Teilnahme an solchen Lehrgängen

nach den Bestimmungen des AFÖG und des Bundesausbildungs—

förderungsgeeetzes (BAFÖG)° Es handele sich um übliche

Berufsausbildung° Dies ergebe sich auch aus der Verord—

nung vom 2„ November 1970 (BGBl I 1504), die aufgrund der

Ermächtigung des @ 2 Abs° 2 AFöG als förderungsfähige

Auszubildende auch die Schüler von PTÄ—Lehranstelten be»

zeichnec Die Beklagte habe im Rahmen einer Sonderrege—

lung die Förderung von ETA ausnahmsweise zugelassen9 wenn
eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine angemessene
Berufserfahrung von einem Jahr vorgelegen habeo Diese

Bedingung verstoße nicht gegen @ 41 Abs° 1 ÄFG oder

R ? Abs„ 1 AFuU 19690 Sie sei jetzt auch in € 2 Abs° 8,

5 ? Abso 1 Nro 2 AFuU 1971 aufgenommeno Aufgrund der

Neufassung der AFuU 1971 werde jedoch die Teilnahme an

/ (,

PTA»Lehrgängen im Rahmen der beruflichen Fortbildung

von der Beklagten im ganzen Bundesgebiet nicht mehr

gefördert°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung durch Urteil einverstanden°

II

Die Revision ist nicht begründet„

Zutreffend hat das LSG entschieden, daß die Klägerin von

der Beklagten nicht verlangen kann? ihre Teilnahme am
PTÄwLBhPQQHQals berufliche Fortbildung Zu fördern:
{% 41 AFG)F Diesem Lehrgang fehlt es nämlich an dem

“3
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nach 5 44 Abs° 1 AFG erforderlichen Charakter einer Fortbil—

dungsmaßnahme° Es mag zwar zutreffen, daß die Heranbildung '

der Klägerin zur ETA inhaltlich den Erfordernissen ent—

spricht9 die @ 44 Abs° 4 erster Halbsatz A?G aufstellt,

insbesondere daß sie einen beruflichen Aufstieg ermöglicht°

Dies reicht jedoch für die Einordnung einer Bildungsmaße

nahme als berufliche Fortbildung nicht aus° Vielmehr ver—
langt das Gesetz zwingend das Vorliegen bestimmter Zugangs»

voraussetzungen in bezug auf ein bestimmtes berufliches

Wissen des Teilnehmers‚ und zwar entweder eine abgeschlos—

sene Berufsausbildung oder eine angemessene Berufserfahrungc

Dies hat der Senat bereits im Urteil vom 5„ Juni 1975
{BSG 56, 482]entschieden° Er hat dort ausgeführt: "Schon

aus dem Wortlaut des Gesetzes ergibt sieh? daß die abge—

schlossene Berufsausbildung oder angemessene Berufser—

fahrung nicht nur
als eine auf den Teilnehmer bezogene

» subjektive —Förderungsvoranssetzung (vglo @? Abs° ?
Nr„ @AFuU 1969)'zu verstehen isto Sie muß vielmehr

generell eine objektive Voraussetzung für die Teilnahme

an einer Maßnahme sein? wenn diese als berufliche Fort—

bildung förderungsfähig sein soll (so auch Weber/Paul9

AFG, @44 Anm° i; Hennig/Kühl/Heuer9 AFG‚ % 44 Anna 55

HOPP®9Zf$ 49729 4?2‚ 1?5; unbestimmt; Krebs9 AFG?

%34 Rdnro5; Zekorn‚BABl4969,557‚ 539; Barnofski‚
BABi 1934, 409„ 442 ffo; g■äiiHoppe/Berlinger‚ Förde—
rung der beruflichen Ausbildung, AFG‚ @44‘Anmo 2‚b)a
Diese sich aus dem Wortlaut des AFG ergebende Auslegung

entspricht auch dem Willen und dem Sinn und Zweck des

Gesetzes? Das folgt bereits aus der Entstehungsgeschichteov

Das Tatbestandsmerkmal einer abgeschlossenen Berufsaus-

bildung oder einer angemesSenen_Berufserfahrung als

Teilnahmevoraussetzung für eine Fortbildungsmaßnahme

wurde nämlich durch den Ausschuß für Arbeit des Deutschen

Bundestages ausdrücklich mit der Begründung eingefügtg
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es solle klargestellt werden, daß als berufliche Fort—
bildung i°s° des AFG nur

Maßnahmen anzusehen sind, die

als Zulassungsvoraussetzung für den Regelfall - je nach

Eortbildungsziel —
eine abgeschloSSene Berufsausbildung

oder eine angemessene Berufspraxis oder beides zusammen
verlangen (Schriftlicher Bericht des Ausschusses fürn

Arbeit, gg EST—«Drucks°V/#11o S„ 9 — zuzä‚äo —}a Es ge—
nügt somit nach den obäektinen Voraussetäungen des

5 #4 Abso 4 AFG für eine Fortbildungsförderung nicht‚
daß die beim Teilnehmer an einer NaBnahme vorhandene

Berufsausbildung und gewonnenaiBerufskenntni33e sich vor»
teilhaft auf die Fortbildu■@smaßnahmé a’us‘.«nlrkenczfJson—
dern die Teilnahme en der Maßnahme selbst muß von der

Voraussetzung einer abgeschlossenen Berufsausbildung

oder angemessenen
Berufspraxis‚abhängenl"

Nach den unangefochtenen Eeststellungen des LSG fg 463
Sozialgerichtsgesetz —SGG—)wird für den FTA—Lehrgang?

den die Klägerin besucht hat, weder eine abgeschlossene

Berufsausbildung noch eine angemessene Berufserfahrung

als zwingende Zugangsvoräussetzung verlangt? sondern,

lediglich eine Realschulbildung oder Entsprechendeeä

Damit erfüllt diese Maßnahme.nicht die Voraussetzungen?

Von deren Vorliegen nach % 44 Abs„ 4 AFG die Förderung
einer beruflichen Fortbildung abhängig ist°

Zutreffend hat es das LSG auch abgelehnt7 dem von der
Klägerin erhobenen Anspruch unter dem Gesichtspunkt

einer beruflichen Umschulung stattzugebei;° Allerdinßs

trifft die Auffassung des LSG nicht zu: daß es insoweit

noch an der bislang nicht getroffenen Ermessensent—'

‘sgheidung der Beklagten fehleo Dem LSG ist zwar einzu-

räumen‚ daß der Gebrauch des Wortes "soll" in @“47
Abs° 5 letzter Satz AFG auf ein Handlungsermessen der

Verwaltung hindeutenkönnte° Von Rechts wegen ist dies
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jedoch nicht der Fall° Diese Vbrschrift bestimmt lediglich

den Regelfall der Dauer einer UmschulungsmaßnahmeaDer Be—
klagten wird sodann die Befugnis eingeräumt? im Rahmendes
5 39 AFG durch Anordnung die von diesem Regelfall abweichen»
den Ausnahmen in zeitlicher Hinsicht festzulegeno-Demit

'wurde es ihr aber nicht gestattet, den durch %47 AEG
festgelegten Rechtsanspruch auf Förderung in einen Ermessense
anspruch umzuwsndeln, ihn also in seinem Grundcharakter

abzuändern° Die Beklagte geht im übrigen selbst daVon aus‚
daß auch in der Regelung des 5 6 Abs° 4 Satz 3 AFuU Merk—'
male eines Rechtsenspruchs auf Förderung umschrieben worden

_sind„ wie ihre Regelungin @9 AFuUzeigt ;Vgi„ auchBSG
vom 38„294974 — ? RAr 27/72 «)0 Die klageabweisende Ent—

scheidung des LSG kann sohach im Ergebnis nicht beanstandet

werden? weil der Klägerin schön aus Rechtsäründen der An—

spruch auf Förderung ihres Besuche der ETA—dnstalt auch als

Umschulung nicht zustehto Der Senat sieht sich trotz der

insoweit einschränkenden Entscheidungsbegründung des LSG

nicht an einer sachlichen Entscheidung gehindert (Vglo BBG

59 2763 279 sowie BSGvom 15° 12„ 1972 - 7 RAr e3/69 „
SozRNro“2 zu,ä_4der 44°„DVQ/AVAVGvomBo„ 4D4962mit
weiteren Nachweisen)„ weil das LSG die hierfür erforderlichen

Feststellungen getroffen hat„

Der ETA«Lehrgang der Klägerin kann deshalb nicht als Un—.

schulung gefördert werden, weil die Klägerin zuvor nicht

drei Jahre berufStätig gewesen ist„ Diese in 5 5 Absc 2‘

Satz 2 AFuU.4969 in Ausfüllung von 3 @? Abs° @ AFG be«

stimmte Voraussetzung hat der Senat ebenfalls bereits

im Urteil vom 50 Juni W975 (BSG 56, 43) als Voraussetzung

für den Anspruch auf Umschulungsförderung anerkannt°

Der Senat hat hierzu ausgeführt: "Da sich aus @ @7 Abso 4

AFG allein noch keine Abgrenzung_zwischen Umschulung und
Berufsausbildung ergibt, war es notwendig, in der nach

‚.

59 AEG erlassenen Anordnung —hier % 5 Abs° 2 Satz :
AEuU 1969 — eine Regelung zu schaffen? die die Funktion

0%

...’]o.„
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hat‚ die Umschulung von der Berufsausbildung abzugrenzen,

und auch den weiteren Zweck erfüllt‚ den Mißbrauch ven

Förderungsmitteln zuverhindern° Die in @ 5 Abs„ 2 Satz 2

AFuU 4969 als Voraussetzung für die Förderung einer

Umschulung geforderte mindestens dreijährige voraufge—

gangene (anderweitige) Berufstätigkeit erfüllt diese
Abgrenzungsi‘unlction° $ie entspricht dem Sinn und Zweck

der Umsohulungsmaßnahme und hält sich im Rahmen des

@59 AFG° Vor der Teilnahme an einer Umschulungsmeß-
nahme soll nämlich der Arbeitsuchende bereit gewesen
sein? in seinem bisherigen Beruf zu arbeitenD um äie be—

stehenden Berufschencen zunächst kennenzulernen und

ausschöpfen zu können° Erst wenn die gewonnene Erfah—

rung ergibt3 daß die Sicherung oder Verbesserung der
beruflichen Beweglichkeit den Übergang in eine andere

geeignete Tätigkeit erfordert, soll er einer Umschu-
lung zugeführt werden° Anderenfalls könnte er nach

einer Kurzausbildung oder gar ohne Ausbildung nach

kurzer Berufstätigkeit Umschulungsmittel (% 44 i°V„m„
& 4? Abs„ 4 Satz 2 AFG) in Anspruch nehmen, die er“
heblich umfangreicher sein können als diejenigen einer

Berufsausbildung nach %eo A?GieVomo@12 Abs° @der
Anordnung des Verwaltungsrates der Eundesenetalt für

Arbeit über die indiviäuelle‘Föräerung der beruflichen

Ausbildung (AA) vom am Oktober ’3969 (ANBA ’i9'?o„ 243)„"

An; Qi..e53:er ;.Rechi: s_suffas eung;.g»girdt ebent alle .;‚;56s 'ögehülten z
Da die Klägerin äie Bedingung einer dreijährigen Berufs—
tätigkeit Vor Beginn der Maßnahme auch unter Anrechnung

ihrer Anlernzeit nicht erfüllt hat {vglc BSG aaO}? w0béi GS
dahinstehen kann? ob diese Anlernzeit überhaupt unter

den Begriff der Berufstätigkeit in diesem Sinne fällt‚

und_es nach dem festgestellten Sachverhalt auch keine

\Anhaltspunkte dafür gibt‚ die bei der Klägerin zu Be4‘
\„. „ „‘ » _ » „. „ ‚»$QHH oes PEn—Lehrgangs eine Äusn&hme von u1esem ■egelw
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fall hier rechtfertigen können, trifft die Entscheidung des

LSG jedenfalls im Ergebnis auch für die Förderung des Lehr—

gangs als Umschulung zu°

Der Lehrgang der Klägerin kann auch nicht aus % 40 AFG als
Ausbildung gefördert werden° Dies ergibt sich daraus, daß

es sich hierbei nicht um eine berufliche Ausbildung in einem
Betrieb oder in einer überbetrieblichen Einrichtung handelt9

ebenso nicht um einen Grundausbildungs— oder Förderungslehr—

gang oder um eine andere berufsvorbereitende Maßnahme dieser

Art9 wie es 5 40 AFG voraussetzt°

Die Klägerin kann sich schließlich nicht darauf berufen, daß

die Beklagte in anderen, vergleichbaren Fällen Förderungsmit—

tel bewilligt hätte° Denn eine Verwaltungsübung9 die dem Ge—

setz nicht entspricht, gibt keinen Anspruch auf Gleichbehahd— ’

lung_(vgl° BSG ?, 755 78; 45, 40, 44; SozR Nr° 2 zu 5 4 der
14° DVO/AVAVG vom 50„ 1° 4962)°

Nach dem AFG steht der Klägerin ein Anspruch auf Förderung

des Lehrgangs somit nicht zuo Die Revision muß daher zurückw

gewiesen werden° Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG;
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